Preußiſche l 


Jahrgang 1918 Nr. 24. 


(Nr. 11670.) Verordnung zur Ausführung des Umſatzſteuergeſetzes vom 26. Juli 1918 
Meichs⸗Geſetzbl S. 779). Vom 1. Auguſt 1918. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen z, 


verordnen auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen 
Staat vom 31. Januar 1850 (Geſetzſamml. S. 17) und auf Antrag des Staats⸗ 
miniſteriums, was folgt: 
8 1. 
Die Umſatzſteuer wird 
1. in den Stadtgemeinden durch den Gemeindevorſtand, 
2. in den Landgemeinden und in den Gutsbezirken durch den Kreis— 
ausſchuß N 

veranlagt. 

Für Stadtgemeinden mit weniger als 2000 Einwohnern hat die Veran⸗ 
lagung auf ihren Antrag durch den Kreisausſchuß zu erfolgen. 

Auf Antrag von Landgemeinden mit mehr als 5 000 Einwohnern iſt die 
Veranlagung durch den Kreisausſchuß dem Gemeindevorſtande zu überweiſen. 

Soweit die Verwaltung des Warenumſatzſtempels (Tarif Nr. 10, $$ 76 
bis 83 des Reichsſtempelgeſetzes in der Faſſung des Geſetzes über einen Waren⸗ 
umſatzſtempel vom 26. Juni 1916 — Reichs⸗Geſetzbl. S. 639 —) in Stadtgemeinden 
mit weniger als 2 000 Einwohnern dem Kreisausſchuß und in Landgemeinden 
mit mehr als 5 000 Einwohnern dem Gemeindevorſtande zugeſtanden hat, behält 
es hierbei auch für die Veranlagung der Umſatzſteuer ſein Bewenden, wenn die 
Stadt- oder Landgemeinde nicht bis zum 15. Auguſt 1918 bei der Oberbehörde 
die Regelung der Zuſtändigkeit im Sinne der Vorſchrift des Abſ. 1 beantragt. 

Für die Bevölkerungszahl iſt das Ergebnis der jeweilig letzten Volks- 
zählung maßgebend. 

Oeſetſammlung 1918. (Nr. 11670.) 8 30 
Ausgegeben zu Berlin den 5. Auguſt 1918. 
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8 2 

Oberbehörden ſind die Regierungspräſidenten und für die Stadt Berlin die 
Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern; ſie entſcheiden endgültig 
über die Verwaltungsbeſchwerde nach § 23 Abſ. 2 des Umſatzſteuergeſetzes. 

Im übrigen finden auf die Rechtsmittel gegen die Veranlagung der Umſatz⸗ 
ſteuer in den Fällen, in denen die Steuer durch den Gemeindevorſtand veranlagt 
worden iſt, die Vorſchriften der $$ 69, 70, 75 des Kommunalabgabengeſetzes vom 
14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 152), in den Fällen, in denen die Steuer durch 
den Kreisausſchuß veranlagt worden iſt, die Vorſchriften der SE 14 Abf. 2, 11 
Abſ. 4 und 5 des Kreis- und Provinzialabgabengeſetzes vom 23. April 1906 
(Geſetzſamml. S. 159) mit der Maßgabe Anwendung, daß in erſter Inſtanz ſtets 
der Bezirksausſchuß zuſtändig iſt. Mit der Einrichtung eines Reichs⸗Finanzhofs 
tritt dieſer an die Stelle des Oberverwaltungsgerichts und beträgt die Friſt zur 
Einlegung der Reviſion einen Monat. 


3 
Die Umſatzſteuer iſt, wenn ſie von dem Kreisausſchuſſe veranlagt worden iſt, 
an die Kreiskommunalkaſſe, in allen anderen Fällen an die Gemeindekaſſe zu zahlen. 
Der dem Reiche und dem Staate zuſtehende Betrag iſt nach Beſtimmung 
des Finanzminiſters abzuführen. 
984. 
Von der nach § 36 Abſ. 1 des Umſatzſteuergeſetzes dem Staate zuſtehenden 
Veranlagungs⸗ und Erhebungsvergütung überweiſt der Staat ſechs vom Hundert 
den Kreiſen und Gemeinden nach näherer Beſtimmung des § 5. 


85. 

Die nach §1 mit der Veranlagung der Steuer betrauten Kreiſe und 
Gemeinden erhalten die im § 4 bezeichneten ſechs vom Hundert in voller Höhe, 
ſoweit es ſich um die Steuer nach § 10 des Umſatzſteuergeſetzes handelt, im 
übrigen in Höhe von drei vom Hundert. \ N 

Die nach Abſ. 1 verbleibenden drei vom Hundert erhalten diejenigen Ges 
meinden, in denen eine gewerbliche Tätigkeit im Sinne des § 1 Abſ. 1 oder eine 
Verſteigerung im Sinne des § 1 Abſ. 3 des Umſatzſteuergeſetzes ſtattfindet. Findet 
die gewerbliche Tätigkeit oder die Verſteigerung in einem Gutsbezirke ſtatt, ſo 
tritt an ſeine Stelle der Kreis, zu dem der Gutsbezirk gehört. Sind hiernach 
mehrere Gemeinden und Kreiſe (Gutsbezirke) berechtigt, ſo wird der Betrag nach 
folgenden Beſtimmungen verteilt: 

1. Der Verteilung wird der Ertrag und, wenn ein ſolcher nicht erzielt 
wird, das Anlage- und Betriebskapital des ſteuerpflichtigen Unternehmens 
zugrunde gelegt. 

Der Ertrag wird in ſinngemäßer Anwendung der Vorſchriften 
des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 (Geſetzſamml. S. 205) 
und der §§ 32 Abſ. 2, 47, 48 und 48a des Kommunalabgabengeſetzes 
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Geſetzſamml. S. 152) ermittelt und auf die Gemeinden und Kreiſe 
verteilt. Auf die Feſtſtellung des Anlage und Betriebskapitals findet 
der § 23 des Gewerbeſteuergeſetzes ſinngemäße Anwendung. 


Steuerbeträge unter 500 Mark und die bei der Verteilung nach Nr. I 


im einzelnen Falle ſich ergebenden Teilbeträge unter 10 Mark verbleiben 
den mit der Veranlagung betrauten Kreiſen und Gemeinden. 


Der Antrag auf Verteilung kann erſt geſtellt werden, wenn eine Steuer⸗ 


feſtſetzung vorliegt. Bei Unternehmen, deren Beſteuerung in monat⸗ 
lichen Steuerabſchnitten erfolgt, iſt der Antrag erſt zuläſſig, wenn die 
Steuerfeſtſetzungen für ſämtliche Steuerabſchnitte eines Kalenderjahrs 
vorliegen. Der Antrag muß ſpäteſtens bis zum Schluſſe desjenigen 
Kalenderjahrs geſtellt werden, das auf das Kalenderjahr folgt, in dem 
die Steuerfeſtſetzung, im Falle der Beſtimmung im Satz 2 die letzte 
der in Betracht kommenden Steuerfeſtſetzungen, erfolgt iſt. Als Kalender⸗ 
jahr im Sinne der vorſtehenden Beſtimmunger gilt auch die Zeit vom 
5. Mai bis 31. Dezember 1918. 


„Aber die Verteilung beſchließt auf den Antrag einer beteiligten Gemeinde 


oder eines beteiligten Kreiſes der Kreisausſchuß und, wenn ein Kreis, 
die Stadt Berlin oder eine andere Stadtgemeinde in Betracht kommt, 
der Bezirksausſchuß nach Anhörung ſämtlicher Beteiligter. 

Den beteiligten Kreiſen und Gemeinden ſteht gegen den Beſchluß 
des Kreisausſchuſſes die Beſchwerde an den Bezirksausſchuß, gegen den 
in erſter Inſtanz ergehenden Beſchluß des Bezirksausſchuſſes die Be⸗ 
ſchwerde an den Provinzialrat zu. Iſt im Falle der Beteiligung der 
Stadt Berlin der dortige Bezirksausſchuß für zuſtändig erklärt worden 
(vergleiche den folgenden Abſatz), fo iſt die Beſchwerde bei dem Miniſter 
des Innern einzulegen, der einen Provinzialrat für die Beſchlußfaſſung 
beſtimmt. 


Die örtliche Zuſtändigkeit der Beſchluß behörden erſter Inſtanz 


beſtimmt ſich nach $ 71 Abſ. 4 des Kommunalabgabengeſetzes. 


6 6. 


Über die Verwendung desjenigen Teiles der Verwaltungs und Erhebungs⸗ 
vergütung des § 36 Abſ. 1 des Umſatzſteuergeſetzes, über den in den SS 4 und 5 
dieſer Verordnung eine Beſtimmung nicht getroffen iſt, ſowie des im § 36 Abſ. 2 
des Umſatzſteuergeſetzes vorgeſehenen Anteils der Gemeinden und Gemeindeverbände 
erlaſſen die Miniſter des Innern und der Finanzen die näheren Vorſchriften. 


97. 


In den Hohenzollernſchen Landen tritt an die Stelle des Kreiſes der Amts⸗ 
verband, an die Stelle des Kreisausſchuſſes der Amtsausſchuß. 


Diefe Vererbung tritt mit dem 1 August 1 1918 in a 
Arkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterfehrift, und belgedrucktem 
onzlchen Jeg. 


N 


Sanum den . su 1918. 


1 en San. = 
v. Breitenbach. Sydow. v. Stein. 


Zugleich für die Miniſter des Innern 
und der Finanzen: 


Spahn. ö v. Eiſenhart⸗Rothe. 


Nedigiert im Büro der Sratäminiferiuns, — Berlin, gend. in 85 Neicpbrnderei, 
einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Hanpt⸗Sachverzeichniſſ 
6%½5 „ und 1884 bis 1913 zu 4,60 A) find an bie MPoſtanſtalten zu N 


